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Kleine Anfrage 11 

der Fraktion der SPD 


betr. Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten 


Am 10. Juni 1952 hat der Bundestag das Gesetz über die Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten - Nr. 2110, 
3338 der Drucksachen der 1. Wahlperiode - angenommen. Nach 
Art. II dieses Gesetzes ist die Bundesregierung ermächtigt, die Zu- 
ständigkeit der Kommission für Menschenrechte nach Art. 25 der 
Konvention und die Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte nach Art. 46 der Konvention in allen die Aus- 
legung und Anwendung dieser Konvention betreffenden Angelegen- 
heiten als obligatorisch anzuerkennen. 

Nach der Ratifizierungsurkunde vom 5. November 1952 hat 
der Herr Bundespräsident unter Mitzeichnung des Herrn Bundes- 
kanzlers und Bundesministers für auswärtige Angelegenheiten die Kon- 
vention lediglich bestätigt. Die vom Bundestag in Art. II gegebene 
Ermächtigung ist von der Bundesregierung nicht genutzt worden, 
obwohl eine Reihe von europäischen Regierungen inzwischen sowohl 
die Zuständigkeit der Kommission für Menschenrechte als auch die 
des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte anerkannt har. 

Wir fragen die Bundesregierung, 

aus weldiem Grunde sie von der Meinung des Parlaments in der 
Fassung der Ratifikationsurkunde abgewichen ist und wann sie 
gedenkt, die erforderlichen Ergänzungen der deutschen Ratifikations- 
urkunde vornehmen zu lassen. 


Bonn, den 7. Dezember 1953 


Ollenhauer und Fraktion 
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